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"Für Organspende getötet"

Studie: Falun-Gong-Anhänger starben in China für Transplantation

Zwei kanadische Anwälte haben den Verdacht geäußert, dass chinesische Behörden Anhänger der verbotenen Falun- Gong-Bewegung töten lassen, um deren Organe für Transplantationen zu verwenden.
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Ottawa - Der Report über die Organtransplantationen wurde von dem kanadischen Einwanderungs- und Menschenrechtsanwalt David Matas und dem früheren Staatssekretär für den asiatisch-pazifischen Raum, David Kilgour, im Auftrag einer in Washington ansässigen Organisation erstellt. Beide verweisen darauf, dass für die Zeit von 2000 bis 2005 die Herkunft von 41 500 Organen, die transplantiert wurden, nicht erklärt werden kann.

Der Vorwurf, dass diese Organe von Falun-Gong-Anhängern stammen, biete eine Antwort, schreiben die Verfasser. Hintergrund ist, dass China Einheimischen und gut zahlenden Ausländern, die in ihrer Heimat lange auf eine Transplantation warten müssten, die Operation sehr schnell anbieten kann. Falun Gong ist eine seit den 90er Jahren in China verbotene Bewegung. Ihre Anhänger bezeichnen sie als Meditationspraxis, während der chinesische Staat darin eine staatsgefährdende Ideologie sieht.

Unter anderem berichtete eine Chinesin, dass ihr Mann, ein Arzt, binnen zwei Jahren den Augen betäubter Falun-Gong-Anhänger 2000 Hornhäute für Transplantationen entnommen habe. Keiner der unfreiwiliigen Spender habe überlebt, weil andere Chirurgen weitere Organe entnahmen.

Der Bericht enthält Übersetzungen von Telefongesprächen mit Mitarbeitern von Gefängnissen und Kliniken, die darauf hindeuten, dass Falun-Gong-Mitglieder als lebende Organbanken verwendet wurden. Der Report verweist darauf, dass es keine überlebenden Opfer gebe, die berichten könnten. Die "Szene des Verbrechens" hinterlasse keine Spuren, weil die Opfer meist sofort eingeäschert würden. China habe nicht zugelassen, die Beschuldigungen vor Ort zu überprüfen. Die kanadische Regierung will den Vorwürfen nachgehen. Gerd Braune
